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CO N SEI L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 10 janvier 1866

133. Japan, Prozess zwischen 3 Japanesen und einem Schweizer Alpiger aus 
Gams, Verlezung eines Lieferungsvertrages.

Justiz- u. Polizeidepartement. Vortrag v. 9. diess.

Bezüglich eines vom Generalkonsulat in Yokohama (Japan) dem Handels u. 
Zolldepartement sub 31. Oktober a. p.1 einberichteten Prozesses, welchen das­
selbe zwischen einem Schweizer-Kaufmann, E. Alpiger von Gams, (St. Gallen) 
und drei Japanesen, wegen Verlezung eines Lieferungvertrages von japanesi- 
schen Seiden wurmeiern durch erstem, abgeurtheilt hat, ist nach Einsichtnahme 
des diessfälligen vom Konsulate und zwei als Assessoren beigezogenen Schwei­
zern ausgefällten Urtheils wider den Beklagten Alpiger nach dem Antrage des 
Departements beschlossen worden, dem Hrn. Generalkonsul Lindau zu erwi­
dern: der Bundesrath verdanke ihm seine Mittheilung und er erkläre sich ganz 
einverstanden und befriedigt von dem Prozedere, welches der Hr. Generalkonsul 
bei Beurtheilung dieser Zivil- u. Polizeiklage beobachtet habe; insbesondere bil­
lige er es auch, dass Hr. Lindau zur Beurtheilung der beiden Fälle noch zwei 
Assessoren aus den dort etablirten Schweizern beigezogen habe.

Was das Materielle des Entscheides betreffe, so stehe dem Bundesrathe dar­
über kein Urtheil zu; er habe aber das volle Vertrauen, dass das Generalkonsulat 
dem Rechte gemäss entschieden habe. Der Bundesrath könne nur erklären, dass 
es in seinen Wünschen liege, dass bei allen solchen Streitigkeiten den Japanesen 
oder ändern Fremden ganz gleiches Recht gehalten werden solle wie dem Schwei­
zer.

Den Kostenpunkt anbelangend, scheine die beigefügte Spesenrechnung dem 
Bundesrathe ganz sachgemäss zu sein. Das Bundesgesez vom 24. September 
18562 sei dermalen noch in Kraft. Mit der ausgesprochenen Busse soll er nach 
Art. VII des Vertrages verfahren.

Wenn schliesslich das Generalkonsulat verlange, dass die Jurisdiction dessel­
ben für die Zukunft reguliert werde, so müsse ihm der Bundesrath bemerken, dass 
er in Ermangelung eines Schweiz. Zivil- u. Polizeistrafgesezbuches diesem Ver­
langen nicht wohl entsprechen könne. Am zwekmässigsten werde es desshalb 
sein, wenn es in solchen Fällen nach Billigkeit und nach den auf dortigen Pläzen 
unter den Europäern waltenden Rechtsanschauungen richte. Sollten sich dabei in 
der Folge erhebliche Übelstände ergeben, so möge er weiter berichten.

An Hrn. Generalkonsul Dr. Lindau in Yokohama.

1. Non reproduit. Cf. E 2/1510.
2. Loi sur les frais, émoluments de justice et d ’avocats, cf. RO V, pp. 368—373.

dodis.ch/41535dodis.ch/41535

http://dodis.ch/41535
http://db.dodis.ch
http://dodis.ch/41535


18 J A N V I E R  1866

149. Japan, Ratifikation der Verträge durch den Mikado.

3

Handels- u. Zolldepartement. Vortrag v. 9. diess.

Von einer Mittheilung des Schweiz. Generalkonsulats in London an das Depar­
tement vom 5. diess3, dahin gehend: dass der Mikado in Japan seine förmliche 
Sanktion zu der Ratifikation der Verträge und zur Öffnung der Häfen von Osacca 
und Hiogo auf 1. I. Mts. auf Grundlage des Wortlautes des bestehenden Tarifes 
der übrigen geöffneten Häfen, ertheilt habe, ist Vormerkung genommen worden.

3. Non retrouvé.

3
E 20/151

Le Chargé d Affaires de Suisse à Vienne, L. Steiger, 
au Président de la Confédération, J.M. Knüsel

RP Wien, 18. Januar 1866

Ich habe die Ehre, Ihnen den Empfang der geehrten Depesche von lOten diess. 
M.1 zu bestätigen, womit Sie mich beauftragen, die Frage der Ausführung der 
Martinsbruker-Strasse wieder zur Sprache zu bringen und mit allem Nachdruck 
auf deren Erledigung zu dringen, sobald der Moment günstig erscheine.

Die Regierung von Graubündten schrieb mir unterm 23. v. Ms.2, indem sie 
bemerkte, dass diese Frage in kurzer Zeit zur Verhandlung kommen werde, und 
sie mich desshalb ersuche, dieselbe zu ihren Gunsten kräftigst zu unterstützen. 
Bei meinem im Staatsministerium gemachten Nachforschungen erfuhr ich jedoch 
nichts, was diese Muthmassungen bestätigte und ich erwiederte ihnen daher, dass 
wenn Baron Mensshengen deshalb Versicherungen gegeben, so könnten sich die­
selben nur auf meine Unterredung mit Graf Mensdorff vom 13. Novbr. beziehen, 
bei welcher sich derselbe sehr zu Gunsten der Schweiz ausgesprochen, jedoch die 
Verzögerung der Angelegenheit wegen der wichtigen internen Fragen entschul­
digt habe. Ich hatte nun vor drei Tagen Gelegenheit, den Herrn Minister zu spre­
chen und ersuchte ihn auf das Dringenste, diese Frage sowol als auch die der 
Rhein-Korrektion endlich zu einem Abschluss zu bringen, da man bei dieser ewi­
gen Verzögerung an einem guten Willen Österreichs immer mehr zweifeln 
müsste. Graf Mensdorff versicherte mich wiederholt, dass diess gewiss nicht der 
Fall sei, allein leider sei Österreich in einer so schwierigen finanziellen Lage, dass 
es bei der Frage der öffentlichen Bauten nur mit der grössten Oekonomie zu 
Werke gehen müsse; jedoch werde er diese beiden Fragen mit dem Herrn Staats­
minister neuerdings besprechen. Wie ich bei meinen weiteren Nachforschungen 
erfahren, ist meine Note vom 18. Oktober3 bereits in Beantwortung, und die

1. Non reproduite. Cf. E 1001 (E) q 1/70.
2. Cf. E 2200 Vienne 1/46.
3. Cf. E 20/151.
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